 Gefes-Sammlung 
für die 


Königliben Preußiſchen Staaten. 


— \r 30. 


(Nr. 6360.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Juni 1866., betreffend die Abänderung der SS. 18. 
und 19. des Revidirten Reglements fuͤr die Feuerſozietaͤt des Preußiſchen 
Markgrafthums Oberlauſitz vom 5. Auguſt 1863. 


N; den Bericht vom 12. Juni d. J. will Ich, in Beruͤckſichtigung des An⸗ 
trages des vorjaͤhrigen Kommunallandtages der Oberlauſitz, den H. 18. des 
Revidirten Reglements fuͤr die Feuerſozietaͤt des Preußiſchen Markgrafthums 
Oberlauſitz vom 5. Auguſt 1863. (Geſetz-Samml. S. 516.) dahin: 


„Beſondere Beitraͤge zur Beſtreitung der Verwaltungskoſten werden 
nicht erhoben, dieſelben werden vielmehr ebenfalls aus den allgemeinen 
Beiträgen ($$. 15. und 19.) gedeckt.“ 


und das letzte Alinea des F. 19. des Reglements, wie folgt: 


„Der Beitrag wird bei jedem Ausſchreiben nach den zu dieſer Zeit 
bekannten Braͤnden des verfloſſenen Halbjahres und mit Hinzurechnung 
der muthmaaßlich vorgefallenen, aber noch nicht angemeldeten Brand⸗ 
ſchaͤden, ſowie der erwachſenen Verwaltungskoſten abgemeſſen.“ 


abaͤndern. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗-Sammlung zu veroͤffentlichen. 
Berlin, den 18. Juni 1866. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. Juli 1866, 


U 


A Is Königs jet Bibel mittelt Allerhöchſen Erlaſſes vom 4. Juni 1866. 
die von der Aachener und Muͤnchener Feuerverfi icherungsgeſellſchaft in der Ge⸗ 


neralverſammlung vom 17. März d. J. beſchloſſene Aenderung der $$. 16. und 
32. des Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. Der Allerhöchſie Erlaß 
nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der en un zu 
Aachen bekannt gemacht werden. 


San den 7 8 Jun os 


Der Minister für anne; Gewerbe und Der Miniſter des 
5 öffentliche Arbeiten. Innern. 8 


Gr. v. Ihenplitz. m 5 1 : 


(Nr. 6362.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Juni 1866., betreffend die Genehmigung des 
Revidirten Statuts der Magdeburger Privatbank. 


Auf Ihren Bericht vom 16. Juni d. J. will Ich das in der außerordentlichen 
Generalverſammlung der Magdeburger Privatbank vom 19. Dezember v. J. 
unter Aufhebung des Geſellſchaftsſtatuts, genehmigt den 30. Juni 1556. 
(Geſetz-Samml. S. 637.), und der Statutnachtraͤge, genehmigt den 7. Juni 
1858. (Geſetz⸗Samml. S. 325.) und 29. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 711.), 
zur Annahme gelangte, in der anliegend zuruͤckerfolgenden notariellen Ver⸗ 
handlung vom 13. Juni d. J. enthaltene Revidirte Statut hierdurch genehmigen 
und zugleich der Magdeburger Privatbank die bei ihrer Errichtung auf Grund 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. ©. 75.) ertheilte Ermaͤchti⸗ 
gung zur Ausſtellung von Noten bis zu dem Betrage von Einer Million Thaler 
auch fuͤr die fernere fuͤnfzehnjaͤhrige Dauer ihres Beſtehens unter den in dem 
Revidirten Statut feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem beiliegenden Revidirten Statute durch 
die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 23. Juni 1866. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 
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Ze 


A. die Stelle des durch Allerhöchften Erlaß vom 30. Juni 1856. genehmigten 
Statuts und der durch die Allerhoͤchſten Erlaſſe vom 7. Juni 1858. und 
29. Juni 1861. genehmigten Nachtraͤge tritt das folgende revidirte Statut. 


Titel I. 
Bildung, Sitz, Zweck und Dauer der Geſellſchaft. 


F. 1. 

Mit landesherrlicher Genehmigung hat ſich zum Betriebe von Bank⸗ 
geſchaͤften eine Aktiengeſellſchaft gebildet, fuͤr welche fortan die Beſtimmungen 
des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches und des Einfuͤhrungsgeſetzes 
vom 24. Juni 1861. maaßgebend ſind, und welche die Firma fuͤhrt: 


„Magdeburger Privat-Bank“. 
Die Geſellſchaft hat ihren Sitz und Gerichtsſtand in Magdeburg. 


H. 2. 
Sie bezweckt: Handel, Induſtrie und Gewerbe zu beleben. 


| $. 3. 

Die Dauer der Gefellihaft wird bis zum 30. Juni 1881. beftimmt. 
Sollte innerhalb des gedachten Zeitraums das Notenprivilegium der Preußiſchen 
Bank, wie daſſelbe gegenwaͤrtig auf Grund der Bankordnung vom 5. Oktober 
1846. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, aufgehoben oder modifizirt 
werden, ſo erliſcht die Genehmigung der Magdeburger Privatbank ſechs 
Monate nach Publikation des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der Bank⸗ 
Geſellſchaft auf Entſchaͤdigung. 


| Titel II. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


H. 4. 


Das Grundkapital betraͤgt vorlaͤufig Eine Million Thaler; es iſt in 
zweitauſend Aktien, jede zu fuͤnfhundert Thaler, getheilt, welche auf den 
Namen lauten und nach dem beigefuͤgten Schema A. ausgefertigt ſind. 


9,5. 


Die Aktien find nach fortlaufenden Nummern in ein hierzu beſtimmtes 
Aktienbuch der Geſellſchaft eingetragen. Zu denſelben werden alljaͤhrlich zahl⸗ 
bare, auf den Inhaber lautende Dividendenſcheine fuͤr je fuͤnf Jahre nach dem 
Formulare B. ausgegeben und nach deren Ablauf gegen Einlieferung des bei⸗ 
gegebenen Talons nach dem Schema C. erneuert. Das Eigenthum der Aktien 
kann auf jede rechtsguͤltige Weiſe veraͤndert werden. 


Die Aktien ſind jedoch einzeln nicht theilbar und deshalb theilweiſe 
Eigenthumsuͤbertragungen unzulaͤſſig. 


H. 6. 


Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl ſeiner Aktien Antheil 
an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der Geſellſchaft. 


ek 


In Bezug auf abhanden gekommene Dividendenſcheine iſt das Morti⸗ 
fikationsverfahren nicht zulaͤſſig. Es kann jedoch demjenigen, welcher den Ver⸗ 
luft von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt (§. 57.) unter 
Angabe der Nummer anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung 
der Aktien oder ſonſtwie in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Ver⸗ 
jaͤhrungsfriſt der Betrag des angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen 
Dividendenfcheind ausgezahlt werden. Auch abhanden gekommene Talons 
koͤnnen nicht amortiſirt werden. Die Ausreichung der neuen Serie von Di⸗ 
videndenſcheinen erfolgt, wenn der dazu beſtimmte Talon nicht eingereicht 
werden kann, an den Praͤſentanten der betreffenden Aktie. 

N Iſt aber vorher der Verluſt der Talons dem Aufſichtsrathe angezeigt 
und der Aushaͤndigung der neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen 
worden, ſo werden dieſelben zuruͤckgehalten, bis die ſtreitigen Anſpruͤche auf die 
neue Serie guͤtlich, oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. 


\ 


H. 8. 


Der Aufſichtsrath kann beſchließen, das Grundkapital bis auf zwei 
Millionen Thaler zu erhöhen. Der Aufſichtsbehoͤrde iſt vor jeder weiteren 
Emiſſion der Aktien die Volleinzahlung der vorhergehenden Emiſſion nach⸗ 
zuweiſen und demnaͤchſt von der wirklich erfolgten Erhoͤhung des Grundkapitals 
Anzeige zu machen. 


H. 9. 


Bei der Zeichnung der Aktien einer neuen Emiſſion ſind zwanzig Pro⸗ 
zent des gezeichneten Betrages zur Kaſſe der Geſellſchaft gegen Empfang 81 8 
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Ze 


Quittungsbogens nach dem beigefügten Formulare D. einzuzahlen. Dieſe 


Quittungsbogen lauten auf den Namen. 


F. 10. 


Die ferneren Einzahlungen der gezeichneten Betraͤge fuͤr eine neue Aktien⸗ 
Emiſſion erfolgen nach Beduͤrfniß der Geſellſchaft in Raten von 10 bis 25 Pro⸗ 
zent auf die zu veroͤffentlichenden Aufforderungen des Aufſichtsrathes. — Wer 
der Zahlungsaufforderung zur feſtgeſetzten Zeit nicht nachkommt, verfaͤllt in eine 
Konventionalſtrafe von zwei Thalern fuͤr jede Aktie. 

a Bleiben die ferneren Aufforderungen zur Zahlung, welche nach Maaß⸗ 
gabe des Artikels 221. des Handelsgeſetzbuches zu erlaſſen ſind, bis zum Ablauf 
des beſtimmten Schlußtermins erfolglos, ſo gehen die ſaͤumigen Aktionaire ihrer 
Anrechte aus der Zeichnung und den geleiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der 
Geſellſchaft verluſtig. An Stelle der unguͤltig gewordenen Quittungsbogen, 
welche nach Betrag und Nummer durch den Aufſichtsrath bekannt zu machen 
ſind, werden neue Quittungsbogen ausgefertigt und fuͤr die Geſellſchaft verkauft. 


§. 11. 
Sobald der volle Betrag fuͤr jede Aktie mit fuͤnfhundert Thalern Preußiſch 


Kurant zur Geſellſchaftskaſſe eingezahlt iſt, wird die Aktie ſelbſt gegen Ruͤck⸗ 


gabe des Quittungsbogens ausgereicht. 


H. 12. 


Wie die bereits kreirten Aktien der Geſellſchaft werden die einer neuen 
Eumiſſion, jede zu fuͤnfhundert Thaler, auf den Namen lautend, nach dem 
Schema A. ausgefertigt und nach fortlaufenden Nummern in das Aktienbuch 
der Geſellſchaft eingetragen. Es werden denſelben alljaͤhrlich zahlbare, auf den 
Inhaber lautende Dividendenſcheine fuͤr je fuͤnf Jahre nach dem Formulare B., 
ſowie Talons nach Schema C. beigegeben. 


H. 13. 


Alle von den Geſellſchaftsorganen ausgehenden Bekanntmachungen an 
die Aktionaire gelten fuͤr gehoͤrig erfolgt, wenn ſie dem Staatsanzeiger, dem 
Magdeburger Korreſpondenten (Neue Magdeburger Zeitung), der Magdeburgiſchen 
Zeitung und der Berliner Boͤrſenzeitung inſerirt ſind. Im Falle eines dieſer 
Blaͤtter eingeht, beſtimmt die naͤchſte Generalverſammlung, welches andere Blatt 


an die Stelle des eingegangenen treten ſoll. Dieſelbe kann auch, abgeſehen von 


dem Eingehen eines Blattes, andere Geſellſchaftsblaͤtter feſtſetzen, welche zur 
Publikation von Bekanntmachungen dienen ſollen. Jede in den Geſellſchafts⸗ 
blaͤttern eingetretene Aenderung iſt in den bisherigen Geſellſchaftsblaͤttern, ſoweit 
dieſelben nicht eingegangen ſind, bekannt zu machen. | & 
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befugt: 
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Titel IM. 
Von den Geſchäften der Bank. 


H. 14. 


Die Bank iſt zur Erreichung der in $$. 1. und 2. angegebenen Zwecke 


4) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu dis⸗ 


kontiren, und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die zur 
Diskontirung oder zum Kauf angebotenen Papiere muͤſſen mit einem 
auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als 
drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen und es 
muͤſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene 
haften. Wechſel mit nur zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter aus⸗ 
druͤcklichem, in jedem einzelnen Falle beſonders einzuholenden Ein⸗ 
verftändniffe zwiſchen dem Direktor und den beiden nach $. 43. des 
Statuts dem Vorſtande zugeordneten Mitgliedern des Auffichtsrarheg 
fuͤr die Bank erworben werden; 


2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit als 


drei Monate, und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Ver⸗ 
derben nicht unterworfen ſind, 


b) von inlaͤndiſchen Staats⸗, Kommunal- oder anderen unter Autoritaͤt 
des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen 
geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieken, ſowie von 
Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von ungemunztem 
oder gemuͤnztem Gold und Silber. 

Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Namen lauten, duͤrfen in der 
Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchaͤfts⸗ 
Inſtruktion für den Geſellſchaftsvorſtand. Der Widerſpruch des 
Kommiſſars des Staats gegen die Beleihung von Papieren dieſer Art 
iſt fuͤr die Geſellſchaft maaßgebend. Die Beleihung der eigenen Aktien 
oder der Aktien anderer Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt 
unterſagt; N 


3) beleihungsfaͤhige Effekten der vorſtehend sub Litt; b. bezeichneten 


(Ar. 6362.) 


Art, ſowie edle Metalle oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu ver⸗ 
kaufen. Jedoch darf der Ankauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommu⸗ 
nal⸗, oder anderen, unter Autorität des Staats von Korporationen 
oder Geſellſchaften ausgegebenen, auf den Inhaber lautenden geld⸗ 
werthen Papieren nur bis zu dem durch die Geſchaͤftsinſtruktion feſt⸗ 


Be 


* 


geſetzten Betrage flattfinden und der Beſtand von dergleichen Effekten 


ein Drittel des eingezahlten Stammkapitals niemals uͤberſchreiten; 


4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten | 


zu beſorgen und verzinsliche und unverzinsliche Kapitalien ohne Ver⸗ 
briefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den 
Namen des Einzahlers lauten duͤrfen, anzunehmen, und mit den 
Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder 
und Effekten in Kontokorrent⸗ oder in Giroverkehr zu treten. Die 
verzinslichen Depoſiten duͤrfen nur unter Vorbehalt einer Kuͤndigungs⸗ 
friſt von mindeſtens zwei Monaten fuͤr beide Theile angenommen 
werden, niemals aber den doppelten Betrag des jeweiligen Grund⸗ 
kapitals der Bank uͤberſteigen; 


5) Noten nach näherer Vorſchrift der HF. 16. ff. dieſes Statuts aus⸗ 
zugeben und einzuziehen. 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht 
geſtattet, beſonders darf fie keine Kapitalien auf Hypothek unterbringen. 


Es iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz zu 
errichten, welche dieſelben Geſchaͤfte, wie die Privatbank, beſorgen koͤnnen, nach 
der ihnen vom Aufſichtsrathe zu gebenden Inſtruktion. Die Einloͤſung der bei 
ihnen praͤſentirten Noten (F. 16.) der Privatbank wird von derſelben nach 
Maaßgabe ihrer Baarbeſtaͤnde und ihrer Beduͤrfniſſe bewirkt. 


H. 15. 
Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Werthen, 


welche durch das Muͤnzgeſetz vom 4. Mai 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 305 ff.), 


beſtimmt worden ſind, oder ſpaͤter durch Landesgeſetze beſtimmt werden ſollten. 


$. 16. 


Die Bank hat das Recht, waͤhrend der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 14. Nr. 5.) bis zum Be⸗ 
trage Einer Million Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; jedoch unter⸗ 
liegt die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung, beziehungs⸗ 
weiſe der Beaufſichtigung der Regierung. 


Dieſe Noten ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. Ergiebt ſich am 


Schluſſe des Geſchaͤftsjahres eine Verminderung des Grundkapitals um mehr 
als den vierten Theil deſſelben, ſo iſt die Summe der in Umlauf geſetzten Noten 


wenigſtens auf den als noch vorhanden nachgewieſenen Betrag des Grund⸗ 
kapitals zu beſchraͤnken. 1 


H. 47. 
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$. 17. 
Die Noten dürfen nur auf Beträge von zehn Thalern, zwanzig Thalern, 


funfzig Thalern und Einhundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. 


In welchen Abſchnitten dieſelben zu emittiren ſind, daruͤber koͤnnen von 
den Miniſtern für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Finanzen 
beſondere Beſtimmungen gegeben werden. 5 


Bis auf anderweite Beſtimmungen werden dieſe Noten in folgenden 


Apoints emittirt: 
200,000 Thaler à 100 Thaler, 
- à 50 


300,00 = 4 i 

40000 = 4 20 

10000 = X 10 
$. 18. 


Die Bank ift verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Praͤſentation ſofort „in Magdeburg“ gegen klingendes Kurant einzulöfen. 

Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß ent- 
ſtandenen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vor⸗ 
zeiger niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 

Der Inhalt dieſes Paragraphen und des F. 20. ift auf jeder Note 
deutlich abzudrucken. 

$. 19. 
Der Geſellſchaftsvorſtand und der Auffichtsrath find dafür verantwortlich, 


daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Beſtand an 
Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde und dem Reſte 


in diskontirten Wechſeln in einer beſonderen, unter dreifachem Verſchluſſe zu 


haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden 
Notenkaſſe aufbewahrt werden. 


- Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand 
und ihre übrigen ſaͤmmtlichen Aktiva zur Deckung der Noten. 


Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


H. 20. 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur 
Einloͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung 
der Praͤkluſion oͤffentlich aufzurufen. 
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Zu dieſem Zwecke erläßt fie durch dreimalige Bekanntmachungen, in 


Zwiſchenraͤumen von Einem Monat, mittelft der im H. 13. gedachten öffentlichen 
Blaͤtter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der Preußiſchen 
Staaten eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der Noten. Nach 
Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, welche ſich 
nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blaͤttern Behufs der Einloͤſung 
oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage der letzten 
Inſertion hinauszuſetzenden Praͤkluſivtermine unter der Warnung und mit der 
rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle Anſpruͤche 
an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. Anmeldungen zum Schutze 
gegen die Praͤkluſion ſind nicht zulaͤſſig, vielmehr tritt dieſe letztere unmittelbar 
mit dem Ablaufe des Praͤkluſivtermins gegen alle diejenigen ein, welche ſich 
nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder Anſpruch auf Einloͤſung oder Um⸗ 
tauſch verloren iſt, alle aufgerufenen, nicht eingelieferten Noten werthlos ſind, 
und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kommen, von der Bank angehalten 
und vernichtet werden koͤnnen. Der Betrag der ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten 
ſoll zu mildthaͤtigen Zwecken nach naͤherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes 
verwendet werden. i 


Titel V. 
Von der Verfaſſung und Verwaltung der Bank. 


§. 21. 
Die Angelegenheiten der Bank werden durch 
A. die Generalverſammlung, 
B. den Aufſichtsrath, 
C. den Geſellſchaftsvorſtand 
nach Maaßgabe der nachſtehenden näheren Beflimmungen wahrgenommen. 


A. Von der Generalverſammlung. 
§. 22. 


Alljaͤhrlich im Monat Maͤrz tritt die ordentliche Generalverſammlung in 
Magdeburg zuſammen. 


$. 23. 


Jeder Aktionair hat ſich ruͤckſichtlich ſeiner Rechte und Pflichten Magde⸗ 
burg als Domizil zu wählen und ift in dieſer Beziehung der Gerichtsbarkeit 
der kompetenten Gerichtsbehoͤrde zu Magdeburg unterworfen. 0 

e 


e 


Alle Inſinuationen geſchehen gültiger Weiſe an die von ihm zu bezeich⸗ 
nende, in dieſem Domizilorte wohnende Perſon nach Maaßgabe der HF. 20. und 
21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichtsordnung, und in Ermangelung 
der Bezeichnung einer ſolchen Perſon auf dem Sekretariate des kompetenten 
Gerichts zu Magdeburg. 


F. 24. 


Außerordentliche, ebenfalls in Magdeburg abzuhaltende Generalverſamm⸗ 
lungen finden flatt auf Beſchluß des Aufſichtsrathes und auf den ſchriftlichen 
Antrag von wenigſtens dreißig Aktionairen oder deren Vertretern, welche in 
dem Beſitze von mindeſtens Einhundert Stuͤck Aktien ausweislich fein muͤſſen. 


H. 25. 


Die Einladungen zu Generalverſammlungen, welche die Zeit und den 
Ort enthalten muͤſſen, erlaͤßt der Geſellſchaftsvorſtand durch zweimalige Bekannt⸗ 
machung in den H. 13. bezeichneten öffentlichen Blättern. Die erſte Bekannt⸗ 
machung muß mindeſtens vier Wochen vor dem zur Verſammlung beſtimmten 
Tage erfolgen. Eine Angabe der zur Berathung zu bringenden Gegenſtaͤnde 
iſt jedesmal erforderlich. 


H. 26. 


Der jedesmalige Vorſitzende des Aufſichtsrathes hat den Vorſitz in der 
Generalverſammlung und leitet die Berathungen und Abſtimmungen nach der 
von ihm zu beſtimmenden Reihenfolge der Geſchaͤfte, ernennt auch die Stimm⸗ 
zaͤhler. 


F. 27. 


In den ordentlichen Generalverſammlungen werden folgende Geſchaͤfte 
verhandelt: g 


1) Bericht des Aufſichtsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤfts im Allgemeinen 
und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 


2) Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes; 


3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Aufſichtsrathes 
und des Geſellſchaftsvorſtandes, ſowie uͤber bie Anträge einzelner Ak⸗ 
tionaire, welche ſchriftlich dem Aufſichtsrathe ſo zeitig uͤberreicht worden 
ſind, daß ſie in die Einladung noch haben aufgenommen werden koͤnnen; 


4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, 
rechtfindend, dem Aufſichtsrathe Decharge zu ertheilen. 
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§. 28. 


Nur die im Aktienbuche verzeichneten Aktionaire haben Zutritt zu den 
Generalverſammlungen. Ehefrauen werden durch ihre Maͤnner, minderjaͤhrige 
und ſonſt bevormundete, ebenſo juriſtiſche Perſonen werden durch ihre geſetzlichen 
Vertreter repraͤſentirt, auch wenn letztere nicht Aktionaire ſind. 

Prokuratraͤger üben das Stimmrecht für ihre Machtgeber aus. Abwe⸗ 
ſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte Aktionaire 
vertreten laſſen. Der Vertreter hat die desfallſige ſchriftliche Vollmacht vor 
Eröffnung der Verhandlungen bei der Verwaltung niederzulegen. 

Jede Aktie giebt Eine Stimme. 

Mehr als fuͤnfundzwanzig Stimmen kann kein Aktionair, auch nicht 
Kraft erhaltener Vollmacht, in ſich vereinigen. 


H. 29. 


Wer an den Generalverſammlungen Theil nehmen will, hat ſpaͤteſtens 
eine Stunde vor dem Beginne der Verhandlung bei einem vom Aufſichtsrathe 
zu benennenden Beamten der Geſellſchaft eine Eintrittskarte zu loͤſen, welche 
zugleich die Anzahl Stimmen, die er vertritt, angiebt. Ein auf Grund der 
beim Eintritt in die Generalverſammlung abgegebenen Stimmkarten anzuferti⸗ 
gendes, vom Aufſichtsrathe zu atteſtirendes Verzeichniß der Erſchienenen liefert 
den Beweis uͤber die Zahl und Stimmbefugniß der anweſend geweſenen Aktio⸗ 
naire, und iſt dem uͤber die Verhandlung aufzunehmenden notariellen Protokolle 
beizufuͤgen und mit demſelben auszufertigen. 


$. 30. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt, ſofern es ſich nicht um eine 
Wahl handelt, die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


H. 31. 


Das formelle Verfahren uͤber die Abſtimmung ordnet der Vorſitzende 
an. Er ernennt auch drei Mitglieder der Generalverſammlung zur Mitvoll⸗ 
ziehung des uͤber jede ſolche Verſammlung nothwendig aufzunehmenden nota⸗ 
riellen Protokolls. 


H. 32. 
Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchluͤſſe verpflichten 


die Geſellſchaft unbedingt, mithin auch jeden in der Generalverſammlung weder 
anweſenden noch vertretenen Aktionair. 


B. Von 


B. Von dem Aufſichtsrathe. 


H. 33. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft und die Ueberwachung des Geſchaͤfts⸗ 
betriebes wird einem von der Generalverſammlung ernannten Aufſichtsrathe 
anvertraut. 


Die Wahl erfolgt in Gegenwart eines Notars und die Ausfertigung 
des von dieſem daruͤber aufgenommenen Protokolls bildet die Legitimation der 
Mitglieder dieſes Aufſichtsrathes. 

Der Aufſichtsrath beſteht aus neun Mitgliedern. Ihre Funktionen dauern 
ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden drei Mitglieder und zwar nach dem 
Dienſtalter aus dem Aufſichtsrathe aus. Die ordentliche Generalverſammlung 
wählt ihre Nachfolger durch geheime Abſtimmung. Die Ausſcheidenden find 
wieder wählbar. Die Namen der Gewählten werden durch die im H. 13. 
bezeichneten Blatter öffentlich befannt gemacht. 

Die auf Grund des Statuts vom 30./31. Mai 1856. erwaͤhlten Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrathes verbleiben unter der Geltung des gegenwaͤrtigen 
revidirten Statuts fuͤr die Dauer ihrer Wahlperiode auch fernerhin als Mitglieder 
des Aufſichtsrathes in Funktion. 


$. 34, 


Nur zur unbeſchraͤnkten Verwaltung ihres Vermoͤgens berechtigte, in 
Magdeburg wohnhafte Aktionaire koͤnnen in den Aufſichtsrath gewaͤhlt werden. 
Frauen, Korporationen, Handlungsfirmen als ſolche und diejenigen, welche ihre 
Zahlungen eingeſtellt haben oder in Konkurs verfallen geweſen und die Befriedi⸗ 
gung ihrer ſaͤmmtlichen Glaͤubiger nicht nachweiſen koͤnnen, ſind von der Wahl 
ausgeſchloſſen. 
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| Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes hat bei dem Antritt feines Amtes 
fünf auf feinen Namen eingetragene Aktien der Magdeburger Privatbank zu 
deponiren und kann daruͤber waͤhrend ſeiner Amtsdauer nicht verfuͤgen. 


U 


H. 36. 


Der Aufſichtsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und einen 
Stellvertreter zum notariellen Protokoll. Ihre Namen werden durch die Geſell⸗ 


ſchaftsblaͤtter bekannt gemacht. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern 


zwei Jahre, ſie ſind nach Ablauf derſelben wieder waͤhlbar. Sollten beide 
verhindert fein, einer Sitzung des Aufſichtsrathes beizuwohnen, ſo uͤbernimmt 
das nach den Lebensjahren ältefte Mitglied deſſelben den Vorſitz. 
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Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Aufſichtsrathes zur Erledigung, fo ſleht es dem letzteren frei, dieſelbe vorläufig 
fuͤr die Dauer bis zur naͤchſten Generalverſammlung mittelſt einer zu nota⸗ 
riellem Protokoll zu vollziehenden Erſatzwahl wieder zu beſetzen. Die definitive 
Wiederbeſetzung erfolgt aber durch Wahl der Generalverſammlung. Das in 
dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, an welchem die 
Dauer der Funktionen feines Vorgaͤngers aufgehört haben würde. Jede 
Veraͤnderung in den Perſonen des Vorſitzenden, ſeines Stellvertreters oder der 
Mitglieder des Aufſichtsrathes iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


H. 38. 


Der Aufſichtsrath verſammelt ſich ſo oft, als er es fuͤr dienlich erachtet, 


an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Vorſitzenden oder auf den 
Antrag von drei Mitgliedern des Aufſichtsrathes, in der Regel mindeſtens 
monatlich ein Mal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen 


1 


und Erforderliches zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe des Aufſichtsrathes werden 


nach abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle 
der Stimmengleichheit uͤberwiegt, ſofern es ſich nicht um eine Wahl handelt, 
die Stimme des Vorſitzenden oder in deſſen Abweſenheit des Stellvertreters, 
beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten Mitgliedes 
des Aufſichtsrathes. Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſen⸗ 
heit von wenigſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. 


§. 39. 


Der Aufſichtsrath beraͤth und beſchließt innerhalb der Grenzen des Sta⸗ 
tuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit dieſe nicht der Beſchluß⸗ 
nahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. 

Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Aufſichtsrathes 
gehoͤren: 

a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die er zu einem geregelten und den 

Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte für noͤthig 

erachtet. Der Geſellſchaftsvorſtand hat den von dem Aufſichtsrathe 
ihm mitgetheilten Beſchluͤſſen Folge zu leiſten; 


b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens des Geſellſchaftsvorſtandes i 


bei den jedesmaligen Verhandlungen des Aufſichtsrathes ihm vorzu⸗ 
legenden Ueberſicht der Kaſſe der Bank, des Wechſelportefeuilles, der 
Lombard- und Effektenbeſtaͤnde; \ 


c) die Abfaſſung von Geſchaͤftsinſtruktionen für das Perſonal der ein: 
zelnen Geſchaͤftszweige; 
g d) die 


d) die monatliche Reviſion der Kaſſe, der Wechſel⸗, Lombard⸗ und Effekten⸗ 
Beſtaͤnde durch aus ſeiner Mitte zu deputirende Mitglieder, welche ein 
Protokoll uͤber die Reviſion aufzunehmen haben; 


e) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft er dieſelben fuͤr angemeſſen erachtet; f 


f) die Pruͤfung der von dem Geſellſchaftsvorſtande ihm einzureichenden 
Bilanz, ſowie die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres 
zu vertheilenden Dividenden; g 


g) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Vorſtehers (Direktors), 
des Bankbuchhalters und des Rendanten (Kaſſirers), ſowie die Beſtaͤ⸗ 
tigung des von dem vollziehenden Geſellſchaftsvorſtande vorzuſchlagen⸗ 
den uͤbrigen Bankperſonals, desgleichen die Beſtimmung der Gehaͤlter 
und Kautionen ſaͤmmtlicher Angeſtellten; 


h) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontrakts 
mit demſelben; 


i) die Sorge fuͤr die interimiſtiſche Stellvertretung eines Vorſtands⸗ 
mitgliedes; 

k) die Bewilligung von Gratifikationen, die Befugniß, ein zweckmaͤßiges 
Geſchaͤftslokal durch Kauf oder Miethe zu beſchaffen und die Feſt⸗ 
ſetzung der dafuͤr, ſowie fuͤr den Geſchaͤftsbetrieb uͤberhaupt zu ver⸗ 
wendenden Koſten. 


H. 40. 


Der Aufſichtsrath iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen Dienſt⸗ 
vergehen, Fahrlaͤſſigkeit und aus moraliſchen Gruͤnden jederzeit zu entlaſſen. 
Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von mindeſtens 
ſechs Mitgliedern des Aufſichtsrathes. 


H. Al. 

Alle Ausfertigungen des Aufſichtsrathes werden von dem Vorſitzenden 
oder dem Stellvertreter, oder von zwei dazu deputirten Mitgliedern des Auf⸗ 
ſichtsrathes unterſchrieben. 

H. 42. * 

Der Aufſichtsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, für feine Muͤhe⸗ 
waltung die im H. 54. feſtgeſetzte Tantieme, und vertheilt ſolche unter die Mit⸗ 
glieder nach der von ihm zu treffenden Beſtimmung. 
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6. Von dem Geſellſchaftsvorſtande. 


F. 431 


Der Geſellſchaftsvorſtand beſteht aus dem vollziehenden Vorſteher — 
dem Direktor der Bank — und zweien nach Anordnung des Aufſichtsrathes 
aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wechſelnden Mitgliedern, welche jedoch nie 
einer und derſelben Firma angehoͤren duͤrfen. Die Wahl des Erſteren erfolgt 
zum notariellen Protokoll. 


$. 44. 


Der Direktor darf keine Nebengeſchaͤfte betreiben, er muß den Geſchaͤften 
der Bank ſeine ungetheilte Thaͤtigkeit widmen, kann auch bei der Bank keinen 
Kredit erhalten. 


H. 45. 


Die Legitimation des Direktors, ſowie des Stellvertreters, wird durch 
eine Ausfertigung des uͤber die Wahl aufgenommenen notariellen Protokolls 
gefuͤhrt. Die Namen derſelben ſind bei jedem in den Perſonen eintretenden 
Wechſel in den H. 13. bezeichneten Blaͤttern zu veröffentlichen. Dritten Per⸗ 
ſonen kann nicht entgegengeſetzt werden, daß Mitglieder des Aufſichtsrathes, 
welche als Geſellſchaftsvorſtand gehandelt haben, dazu vom Aufſichtsrathe nicht 


abgeordnet geweſen ſeien. 
$. 46. 


Der Geſellſchaftsvorſtand hat alle Rechte und Pflichten, welche nach dem 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche und dem Einfuͤhrungsgeſetze vom 
24. Juni 1861. dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. Derſelhe 
vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bankgeſchaͤfte zur Ausfuͤhrung 
und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, hat jedoch in Gemaͤßheit des 
$. 39. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen die Vorſchriften und Anwei⸗ 
ſungen des Aufſichtsrathes zu befolgen und handelt in dem vorſtehend ihm 
uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſtſtaͤndig, als die gegenwärtigen 
Statuten und ſeine Inſtruktion ihn nicht beſchraͤnken. Dieſe Beſchraͤnkungen 
ſind jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern des Geſellſchaftsvorſtandes, des Auf⸗ 
ſichtsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten Perſonen gegen⸗ 
über, wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung jener 
beſchraͤnkenden Vorſchriften mit Erfolg nicht entgegengeſetzt werden. 


| H. 47. 
Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe des Geſellſchaftsvorſtandes fte 
i 


e 


ſich ſowohl bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, 
in welchen die Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. 

Den Nachweis, daß der Geſellſchaftsvorſtand innerhalb der ihm zuſtehenden 
Dan: gehandelt habe, ift derſelbe gegen dritte Perſonen zu führen nicht 
verbunden. 


H. 48. 


Die Bank wird ſowohl gegen jede richterliche und andere öffentliche 
Behoͤrde, als gegen jeden Privaten durch die von mindeſtens zwei Direktions⸗ 
Mitgliedern unter der Firma der Bank vollzogene Unterſchrift verpflichtet. 

Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤberhaupt, 
desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri iſt die unter der Firma der Bank 
zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift des vollziehenden Direktors oder 
ſeines Stellvertreters und des Rendanten (Kaſſirers) genuͤgend. 


$. 49. 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden 
Vorſtandes uͤbernimmt ein von dem Aufſichtsrathe dazu beſtimmtes Mitglied 
des Aufſichtsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft 
proviſoriſch deſſen Dienſt. 


H. 50. 


Der Direktor ernennt und entſetzt alle Komtoir- und Subalternbeamten 
der Geſellſchaft, ſoweit deren Ernennung (F. 39. g.) und Entlaſſung nicht dem 
Aufſichtsrathe vorbehalten iſt. 


$. 51. 


Der Geſellſchaftsvorſtand fertigt und uͤbergiebt dem Aufſichtsrathe die 
H. 39. sub b. gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden 
Geſchaͤftsjahres eine nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz. 
Allmonatlich hat er eine von dem Aufſichtsrathe vorher zu genehmigende 
Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank vorhanden 
geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold 
und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der Forderungen aus 
Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden Banknoten, 
desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher Generalverſammlung einen 
alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Aufſichtsrathe genehmigten kurzen 
Geſchaͤftsbericht für das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar der Regierung 
vorzulegen und in den in H. 13. gedachten Blättern binnen vier Wochen zu 
veroͤffentlichen. a N 
Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen in Zukunft 
auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der Aktiva 
und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. e 
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38 — 
D. Wahlen. 


F. 5% 


Alle auf Grund dieſes Statuts zu vollziehenden Wahlen erfolgen mit 
abſoluter Stimmenmehrheit. Falls ſich beim erſten Skrutinium weder abſolute 
Stimmenmehrheit noch Stimmengleichheit ergiebt, werden diejenigen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden auf die 
engere Wahl gebracht. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

* 


Titel VI. 
Rechnungsabſchluß. Dividende. Reſervefonds. 


$. 53. 


5 Die Buͤcher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres 
abgeſchloſſen, und wird die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. 
1 19 wird vor dem 1. Maͤrz von dem Aufſichtsrathe gepruͤft und 
eſtgeſtellt. 8 

Binnen ſechs Wochen nach der ordentlichen Generalverſammlung muß 
die Bilanz den Reviſionskommiſſarien (§. 27.) zur Pruͤfung vorgelegt und dieſe 
Pruͤfung von denſelben im Laufe der naͤchſtfolgenden vierzehn Tage erledigt 
werden. Die Bilanz wird, nachdem fie von den Reviſionskommiſſarien geprüft 
worden, durch die Geſellſchaftsblaͤtter veröffentlicht. Bei Aufnahme der Bilanz 
muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle 
vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die etwa vorhandenen unſicheren 
Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz zuruͤckgerechnet werden. 

Die vorhandenen Effekten dürfen niemals mit einem hoͤheren als dem 
Erwerbungskurſe, und, wenn der Boͤrſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme 
niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Boͤrſenkurſe in der Bilanz 
angeſetzt werden. 


H. 54. 


Von dem nach Abrechnung ſaͤmmtlicher Unkoſten, Verluſte und noth⸗ 
wendigen Abſchreibungen aus der Bilanz ſich ergebenden Reingewinne werden 
zuvoͤrderſt wenigſtens 163 Prozent ſo lange zum Reſervefonds abgeführt, bis 
letzterer auf den vierten Theil des jeweiligen Grundkapitals angewachſen iſt, 
demnächſt aber den Aktionairen eine Dividende bis auf Höhe von vier Prozent 
des Nominalbetrages ihrer Aktien gewaͤhrt. 

Der nach Abzug des vorgedachten Theils zum Reſervefonds und der 
Dividende für die Aktionagire verbleibende Reingewinn wird vertheilt: 


a) mit 10 Prozent als Tantième des Aufſichtsrathes, 


b) der Reſt als Superdividende an die Aktiongire. 55 
H. * 


er 
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Der Reſervefonds iſt beſtimmt, die ſich aus der Bilanz ergebenden Ber: 
luſte zu decken, wenn und ſoweit der in dem betreffenden Jahre gemachte 
Gewinn zur Ausgleichung ſolcher Verluſte nicht ausreicht. Es wird daruͤber in 
den Buͤchern der Bank Rechnung gefuͤhrt und bildet derſelbe ohne abgeſonderte 
Anlegung einen Theil des Geſchaͤftskapitals der Bank. 


$. 56. 


Die Dividenden find in Magdeburg an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar, 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Aufſichtsrathes auch an anderen 
Orten zahlbar geſtellt werden. Sie werden jaͤhrlich vom 1. April ab gegen 
Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


$. 57. 


Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fuͤnf Jahren, von dem Tage an, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt ſind. 


Titel VII. 
Verfahren bei der Auflöſung. 
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Vor Ablauf der ſtatutenmaͤßig beſtimmten Zeit kann außer dem Falle 
des H. 3. dieſes Statuts und außer den in den Vorſchriften des Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches aufgezaͤhlten Fallen eine Auflöfung der Bank eintreten, 
wenn eine außerordentliche Generalverſammlung eine ſolche beſchließt. 

Dieſer Beſchluß iſt jedoch nur dann rechtsguͤltig, wenn mindeſtens zwei 
Drittel des Aktienkapitals vertreten ſind und drei Viertel der ſtimmberechtigten 
Aktien denſelben faſſen. 


§. 59. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf ihrer ſtatuten⸗ 
maͤßigen Dauer, wenn aber die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſchon fruͤher be⸗ 
ſchloſſen werden ſollte, innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe ihre ſaͤmmt⸗ 
lichen Noten einzuloͤſen. Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft innerhalb des 
letzten Jahres vor dem Ablaufe der Konzeſſion beſchloſſen, ſo muͤſſen bis zu 
dieſem Zeitpunkte ſaͤmmtliche Noten eingelöft werden. 


H. 60. 


Die eingelöften Noten find unter Aufſicht des Kommiſſars der König- 


lichen Regierung zu vernichten und dies mittelſt eines gerichtlich oder notariell 
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aufzunehmenden Dokuments, in welchem die Noten nach Nummern genau = 

bezeichnet fein muͤſſen, zu beurkunden. N 
Die Betraͤge der nicht eingelöften oder praͤkludirten Noten werden nach 

naͤherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken beſtimmt. 


$. 61. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤft ift eine Generalverfammlung von 
dem Aufſichtsrathe nach den in gegenwaͤrtigem Statute fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zweck der Vorlegung der Schlußrechnung und 
Ertheilung der Decharge zu berufen. Die von den in dieſer Verſammlung 
anweſenden, nicht zur Verwaltung gehörenden Aktionairen ertheilte Decharge 
befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvorſtaͤnde dieſer Bank, den Aktionairen gegen⸗ 
über, von allem und jedem ferneren Nachweis, ſowie von jedem Anfpruche 
wegen der erfolgten Liquidation. 


Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls in der Generalverſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt und ſich dieſer 
Fall in einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung 
wiederholt hat. 

Zur Decharge der Verwaltungsvorſtaͤnde durch die Generalverſammlung 
im Fall der Liquidation des Geſchaͤfts iſt jedoch jedenfalls eine Stimmen⸗ 
mehrheit von drei Vierteln der vertretenen Aktionaire erforderlich. 


H. 62. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann eine Ab⸗ 
änderung der Statuten, reſp. eine Erhöhung des Grundkapitals uͤber den Be⸗ 
trag von zwei Millionen Thaler hinaus, ſowie die Fortdauer der Bank be⸗ 
ſchloſſen werden, und nur mittelſt einer drei Viertheile der in der General⸗ 
verſammlung vertretenen Aktien repraͤſentirenden Majoritaͤt. Solche Befchlüffe 
beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel VIII. 
Von der Oberaufſicht des Staats. 


* 


H. 68. 


Zur Wahrung ihres Oberaufſichtsrechtes ernennt die Staatsregierung 

einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen des Geſellſchaftsvorſtandes 

und des Aufſichtsrathes ohne Stimmrecht beizuwohnen, ſowie von den Kaſſen, 

allen Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft jeder Zeit Einſicht zu 19 
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auch die Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen zu berufen. Er hat forg- 


faͤltig daruͤber zu wachen, daß die Vorſchriften des Statuts in allen Punkten 
zur Ausfuͤhrung gelangen. 


Der Staat iſt fuͤr die Operationen der Bank nicht verantwortlich. 


A. 


Formular der Aktie. 


Magdeburger Privatbank, 


gegründet durch notariellen Vertrag vownũnmmn nenn 
beftätigt durch Koͤnigliche Kabinetsorder vorõ:n nn 


Bank⸗ Aktie MH ..... 


uͤber 
Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der N. N. (Stand, Wohnort) hat den Betrag der Aktie M ..... mit 
fuͤnfhundert Thalern geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten 
dadurch erworben. 


Magdeburg, den n 18. 
Der Auffichtsrath. 


Dieſer Aktie ſind auf fuͤnf Jahre Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt 


Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub Fol. .......... des Regiſters. 
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ee 
Sormular des Dividendenſcheines. 


Dividendenſchein 
Fü der Aktie 
der Magdeburger Privatbank. 


Der Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe 
der Magdeburger Privatbank diejenige Dividende ausgezahlt, welche durch 
oͤffentliche Bekanntmachung des Vorſtandes der Bank für das Jahr 
feſtgeſetzt werden wird. 

Geht dieſer Dividendenſchein verloren, ſo findet das im H. 7. des Statuts 
vorgeſchriebene Verfahren i 


Magdeburg, den een 18. 
Magdeburger Privatbank. 
(Stempel.) Der Rendant. Der Aufſichtsrath. 
C. 


Formular des Talons. 


Anweiſung zum Empfange der ... Serie der Dividendenfcheine zur Aktie M° ... 


Inhaber empfaͤngt am gegen dieſe Anweiſung nach 
$$. 5. und 12. der Statuten am Sitze der Geſellſchaft die ..... Serie der 
Dividendenſcheine zur vorbezeichneten Aktie. 

Geht dieſe Anweiſung verloren, fo findet das im $. 7. des Statuts vor⸗ 
geſchriebene Verfahren Anwendung. 

Magdeburg, den . 


Magdeburger Privatbank. 
Der Aufſichtsrath. 


Formular zu Guittungsbogen. 


Quittung 
uͤber die auf die Aktie der 


Magdeburger Privatbank 


Nach völliger Einzahlung von fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant wird 
dem rechtmaͤßigen Beſitzer dieſes Quittungsbogens gegen Ruͤckgabe deſſelben die 
mit obiger Nummer bezeichnete, auf den Namen des Inhabers lautende Aktie 
‚überliefert. 


Magdeburg, dennnnnNnNnNndnds 18. 
Magdeburger Privatbank. 


Der Aufſichtsrath. 
(gez.) 
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Ouittung 
über die 2te Einzahlung von 
„ Thalern Kurant. 


Magdeburg, den 


Magdeburger Privatbank. 
Der Auffſichtsrath. 
(gez.) 


Quittung 
über die 4te Einzahlung von 
J Thalern Kurant. 


Magdeburg, den 


Magdeburger Privatbank. 
Der Aufſichtsrath. 
Gez.) 


Quittung 
über die 6te Einzahlung von 
FBF Thalern Kurant. 
Magdeburg, den 
Magdeburger Privatbank. 


Der Aufſichtsrath. 
(gez.) 


Quittung 
über die Ste Einzahlung von 
e Thalern Kurant. 


Magdeburg e ::; 
Magdeburger Privatbank. 


Der Aufſichtsrath. 
(gez.) 


Quittung 
über die Zte Einzahlung von 
r Thalern Kurant. 


Magdeburg) den 


Magdeburger Privatbank. 
Der Aufſichtsrath. 
(gez.) 


Quittung 
über die 5te Einzahlung von 
e Thalern Kurant. 


Magdeburg, den 


Magdeburger Privatbank. 
Der Auffſichtsrath. 
(gez.) 


Quittung 
über die 7te Einzahlung von 
„„ Thalern Kurant. 
Masdebürg den 


Magdeburger Privatbank. 
Der Auſſichtsrath. 
Gez.) 


Quittung 
über die Ite Einzahlung bon 
e Thalern Kurant, 
Magdeburg, denmn 


Magdeburger Privatbank. 


Der Aufſichtsrath. 
(gez.) 


Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


